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Zur Charta für Grundrechte in der Kirche

von Matthias Jakubec
In der „Charta für Grundrechte in der Kirche“ ruft das International Church Reform Network (ICRN) nach einer Grundrechtsbasis für das Kirchenrecht. Bereits 1988 haben Leonard Swidler, Theologieprofessor an der Temple University Philadelphia, USA, und Patrick Connor eine derartige Forderung veröffentlich [Deutsch mit einer Einführung von Norbert Greinacher: „Alle Katholiken haben das Recht …“; Kösel; München; 1990]. Das ICRN ist ein Zusammenschluss unterschiedlichster Reformbewegungen in der Katholischen Kirche weltweit, hervorgegangen aus der österreichischen Pfarrerinitiative. In ihren Reformbemühungen sehen sich diese Bewegungen immer wieder behindert durch das Kirchenrecht, das die Umsetzung grundlegender Menschenrechte in der Katholischen Kirche blockiert. Die Erkenntnis daraus: Die Kirche braucht einen Grundrechtskatalog.
Nun legt das ICRN in 15 Punkten seine Forderungen vor. Es handelt sich dabei nicht um eine zeitgeistige Mode, sondern um die Quintessenz eines historischen Lernprozesses. Wie müssen die Satzungen einer Gemeinschaft aussehen, die nach dem Beispiel des Jesus von Nazareth entsprechend der Goldenen Regel leben will [Mt 7,12: „Alles, was ihr also von anderen erwartet, das tut auch ihnen“]? Selbstverständlich werden durch diese Grundrechte, wenn sie in Kraft treten, umfangreiche Änderungen in der Kirchenordnung erforderlich.

Allen Kirchengesetzen voran steht das gebildete Gewissen im Sinn der Bergpredigt. Jede Art von Diskriminierung muss beseitig werden. Das bedeutet nicht nur das Recht aller Frauen, sich für jedes mögliche Leitungsamt zu bewerben, sondern auch die uneingeschränkte – letztlich auch Sakramentale – Anerkennung der Lebensweise von LGBT-Personen. Ein eigener Punkt ist den Kinderrechten und hier dem Schutz von Kindern vor Missbrauch gewidmet. Im Hinblick auf Leitungsämter wird die Trennung von Gesetzgebung, Ausführung und Gerichtsbarkeit, wie sie sich im säkularen Bereich als Mittel gegen Machtmissbrauch bewährt, auch für die Kirche gefordert. Die Alleinherrschaft geweihter Amtsträger muss beendet werden. Auch die kirchliche Prozessordnung braucht eine Reihe von Verbesserungen, wie z.B. der Fall von Diözesanrat Johannes Grabmeier gegen Bischof Gerhard Ludwig Müller in Regensburg deutlich vor Augen führt [Grabmeier, Johannes; „Kirchlicher Rechtsweg – vatikanische Sackgasse“; Animus-Verlag; 2012].

Wir hoffen und beten mit allen Menschen im ICRN, dass die Notwendigkeit dieser Grundrechte endlich in den Köpfen derer ankommt, die in der Kirche und für sie Entscheidungen fällen. Sie sollten einen konziliaren Prozess ins leben Rufen, in dem zuerst alle Gläubigen über die Bedeutung der Grundrechte unterrichtet werden, sodass sie sich ihre Meinung im Licht des Evangeliums bilden können. Am Abschluss des Prozesses sollte die feierliche Verabschiedung eines Grundrechtskataloges und eine neue Verfassung der Katholischen Kirche stehen.

Es ist uns bewusst, dass eine derartige Forderung in den Augen vieler Menschen – und vor allem bei hochrangigen Vertretern der Kirchenleitung – extrem radikal erscheint. Aber genau darin liegt der Skandal: Für alle Institutionen die heute Wert auf Good Governance legen ist es eine Selbstverständlichkeit, ihre Statuten auf der Basis der Menschenrechte aufzubauen. Wenn die Katholische Kirche für sich darin eine Extremposition sieht, so stellt sie sich selbst extrem abseits einer guten Mitte.
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